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inner- und außerhalb des Heimes so verhält, daß 
das Ansehen des Heimes und der Heimbewohner 
nicht geschädigt wird. Den Anweisungen des 
Heimleiters und des Heimpersonals auf Grund die
ser Heimordnung ist Folge zu leisten.

2. Heimbewohner, die gegen diese Heimordnung ver
stoßen, sind durch den Heimleiter gemeinsam mit' 
dem Heimausschuß gegebenenfalls in einer Heim
bewohnerversammlung zur Beachtung dieser Heim
ordnung anzuhalten.

3. Heimbewohnern, die wiederholt vorsätzlich gegen 
die Heimordnung verstoßen oder das Gemein
schaftsleben gröblich stören, kann das weitere Ver

bleiben im Heim versagt werden ( § 1 6  Abs. 2 der 
Verordnung vom 23. Februar 1956 über die Für
sorge in den staatlichen Feierabend- und Pflege
heimen [GBl. I S. 240]).

XIII.

Beschwerden

Jeder Heimbewohner hat das Hecht, sich mit An
regungen, Anträgen und Beschwerden an den Heim
ausschuß, den Heimleiter oder die Organe des Staates 
zu wenden.

Rechtsträger Vorsitzender des Heimleiter 
des Heimes Heimausschusses

Verordnung
über staatliche Leistungen der Sozialfürsorge für hilfsbedürftige Bewohner

nichtstaatlicher Einrichtungen.

Vom 23. Februar 1956

Nach Artikel 16 der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik hat jeder Arbeitende ein Recht auf 
Versorgung bei Krankheit und im Alter. Der Staat der Arbeiter und Bauern sorgt in vorbildlicher Weise für 
alte und gebrechliche Menschen durch Unterbringung in staatlichen Feierabend- und Pflegeheimen und durch 
andere Maßnahmen. Die Fürsorge des Staates erstreckt sich auch auf die Personen, die sich in nichtstaatlichen 
Einrichtungen befinden. Hilfsbedürftigen Bewohnern nichtstaatlicher Einrichtungen wird der Aufenthalt und 
die Betreuung in diesen Heimen durch Bereitstellung erforderlicher Mittel vom Staat gesichert.

Zur Regelung der staatlichen Leistungen für hilfsbedürftige Bewohner nichtstaatlicher Einrichtungen und der 
Kontrolle der Versorgung und Betreuung dieser Personen wird folgendes verordnet:

I.
Staatliche Leistungen für hilfsbedürftige Bewohner 

nichtstaatlicher Feierabend- und Pflegeheime

§ 1
(1) Für Bewohner nichtstaatlicher Heime, die ent

sprechend den Bestimmungen der Verordnung vom 
23. Februar 1956 über die Allgemeine Sozialfürsorge 
(GB1.1 S. 233) hilfsbedürftig sind, können auf Antrag 
Unterhaltskosten aus Mitteln des Staatshaushalts 
gezahlt werden.

(2) Die Übernahme der Unterhaltskosten erfolgt in 
solchen Fällen, in denen der Rat des Kreises der 
Kostenübernahme vor der Aufnahme in das Heim zu
gestimmt hat.

(3) Der Minister für Arbeit und Berufsausbildung 
bestimmt im Einvernehmen mit dem Minister der 
Finanzen, in welcher Höhe Unterhaltskosten für hilfs
bedürftige Bewohner nichtstaatlicher Einrichtungen aus 
Mitteln des Staatshaushalts zu zahlen sind.

§ 2
(1) Heimbewohner erhalten aus Mitteln des Staats

haushalts ein monatliches Taschengeld entsprechend 
den Bestimmungen des § 8 der Verordnung vom 
23. Februar 1956 über die Fürsorge in den staatlichen 
Feierabend- und Pflegeheimen (GBl. I S. 240).

(2) Die Auszahlung des Taschengeldes an die Heim
bewohner erfolgt in den Heimen durch Beauftragte der 
Örtlichen staatlichen Organe.

(3) Für geistig behinderte Heimbewohner, die nicht 
in der Lage sind, mit Geld umzugehen, ist das Taschen
geld an einen vom Staatlichen Notariat zu bestellenden 
Pfleger auszuzahlen.

§ 3
(1) Für die Anrechnung von Einkünften bzw. Ver

mögen der Heimbewohner und für die Heranziehung 
unterhaltspflichtiger Angehöriger gelten die Bestim
mungen der Verordnung vom 23. Februar 1956 über die 
Fürsorge in den staatlichen Feierabend- und Pflege
heimen entsprechend.

(2) Arbeitsbelohnungen für freiwillige Arbeiten in 
geringem Umfange und Arbeitseinkommen sind bis zur 
Höhe von monatlich 30 DM nicht auf die Unterbrin
gungskosten und das Taschengeld anzurechnen. Leisten 
Heimbewohner innerhalb oder außerhalb des Heimes 
eine Arbeit, für die nach den gesetzlichen Bestimmun
gen eine tarifliche Entlohnung zu erfolgen hat oder 
eine besondere Vergütung üblich ist, so ist das dem 
Heimbewohner zustehende Arbeitsentgelt mit dem 
30 DM übersteigenden Betrag auf die Unterhaltskosten 
und das Taschengeld anzurechnen.

(3) Für die Anrechnung der Arbeitsbelohnung bzw. 
-entlohnung der Bewohner von Schwerstbeschädigten- 
heimen (auch Blindenheimen) gelten die Bestimmun
gen des § 14 Abs. 3 der Verordnung vom 23. Februar 
1956 über die Fürsorge in den staatlichen Feierabend- 
und Pflegeheimen entsprechend.

§ 4
(1) Ist ein Heimbewohner länger als drei Tage vom 

Heim abwesend, entfällt die Zahlung des Unterhalts
kostensatzes vom ersten Tag der Abwesenheit an. Für 
die Dauer der Abwesenheit, jedoch längstens bis zu drei 
Wochen (in Ausnahmefällen bis zu vier Wochen) im 
Jahr, ist für das Freihalten des Platzes täglich 1 DM 
zu zahlen, soweit dieser Betrag nicht vom Heim
bewohner aus eigenen Einkünften oder Vermögen ge
zahlt werden kann.


